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Informationen zur Datenerhebung  
Vergabe der Wohnungsgesellschaft Kaiserbäder Gemeinde Seebad Heringsdorf 
GmbH & Co. KG: Neubau 28 WE sozialer Wohnungsbau in 17429 Seebad Bansin 
(Vergabenummer 2107) 

Informationen wegen der Erhebung personenbezogener Daten 
nach Artikel 13 und 14 Datenschutz-Grundverordnung 

(Verordnung (EU) 2016/679 vom 27. April 2016) 
 

Namen und Kontaktdaten des für die Verarbeitung der personenbezoge-
nen Daten Verantwortlichen: 
Wohnungsgesellschaft Kaiserbäder Gemeinde Seebad Heringsdorf GmbH & Co. KG 
Herr Geschäftsführer Mike Speck  
Waldbühnenweg 1, 17424 Heringsdorf, DE Deutschland  

Kontaktdaten der/des Datenschutzbeauftragten: 
Wohnungsgesellschaft Kaiserbäder Gemeinde Seebad Heringsdorf GmbH & Co. KG 
Herr Geschäftsführer Mike Speck  
Waldbühnenweg 1, 17424 Heringsdorf, DE Deutschland  

Zweck und Rechtsgrundlage für die Verarbeitung personenbezogener Da-
ten: 

a) Zweck der Verarbeitung: 
Durchführung eines Vergabeverfahrens. 

b) Rechtsgrundlage: 
Art. 6 Abs. 1 Buchstabe c i.V.m. § 6 Abs. 3 DSGVO und § 55 Landeshaushaltsordnung M-
V (LHO M-V) 

Als Bewerber bzw. Bieter sind Sie verpflichtet, die geforderten Angaben zu machen. Falls 
Sie diese Angaben nicht machen, kann Ihr Angebot/Teilnahmeantrag nach den vergabe-
rechtlichen Vorschriften vom weiteren Vergabeverfahren ausgeschlossen werden. 

Kriterien für die Festlegung der Dauer der Speicherung personenbezogener 
Daten: 
Maßstab für die Dauer der Speicherung personenbezogener Daten sind die haushalts-
rechtlichen Aufbewahrungsfristen nach Landeshaushaltsordnung M-V sowie ggf. nach eu-
ropäischer Haushaltsordnung sowie § 8 Abs. 4 Vergabeverordnung (VgV) / § 6 Abs. 2 
Unterschwellenvergabeordnung (UVgO). 

Empfänger von personenbezogenen Daten: 
Personenbezogene Daten dürfen an andere Personen oder Stellen weitergegeben wer-
den, wenn Sie dem zugestimmt haben oder die Weitergabe gesetzlich zugelassen ist: 

Nach § 19 Abs. 4 Mindestlohngesetz, § 21 Abs. 4 Arbeitnehmer-Entsendegesetz, § 21 
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz fordert die Vergabestelle bei Aufträgen ab einer 
Höhe von 30.000 Euro ohne Umsatzsteuer für den Bieter, der den Zuschlag erhalten soll, 
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vor der Zuschlagserteilung eine Auskunft aus dem Gewerbezentralregister nach § 150a 
der Gewerbeordnung an. 

Nach § 9 Vergabegesetz M-V (VgG M-V) ist die Vergabestelle verpflichtet, von den 
Unternehmen Erklärungen über die Einhaltung der Mindestarbeitsbedingungen sowie 
Mindest-Stundenentgelte zu verlangen und deren Einhaltung nach § 10 VgG M-V zu kon-
trollieren. In diesem Zusammenhang können im Einzelfall steuerlich relevante personen-
bezogene Daten i.S.v. Artikel 9 Abs. 1 DSGVO verarbeitet werden. 

Bei allen Vergabeverfahren sind auf Verlangen der Bieter, die nicht für den Zuschlag 
berücksichtigt worden sind, die Merkmale und Vorteile des erfolgreichen Angebots sowie 
der Name des erfolgreichen Bieters mitzuteilen. 

Nach § 134 Abs. 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) informiert 
die Vergabestelle die Bieter, deren Angebote nicht berücksichtigt werden soll, über den 
Namen des Unternehmens, dessen Angebot angenommen werden soll, über die Gründe 
der vorgesehenen Nichtberücksichtigung ihres Angebots und über den frühesten Zeitpunkt 
des Vertragsschlusses unverzüglich in Textform. Dies gilt auch für Bewerber, denen keine 
Information über die Ablehnung ihrer Bewerbung zur Verfügung gestellt wurde, bevor 
die Mitteilung über die Zuschlagsentscheidung an die betroffenen Bieter ergangen ist. 

Nach § 62 Abs. 1 Satz 1 VgV teilt die Vergabestelle jedem Bewerber und jedem Bieter 
unverzüglich seine Entscheidungen über den Abschluss einer Rahmenvereinbarung, die 
Zuschlagserteilung oder die Zulassung zur Teilnahme an einem dynamischen Beschaf-
fungssystem mit. 

Nach § 62 Abs. 2 Nr. 3 VgV unterrichtet die Vergabestelle auf Verlangen des Bieters 
unverzüglich, spätestens innerhalb von 15 Tagen nach Eingang des Antrages in Textform 
nach § 126b des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) jeden Bieter über die Merkmale und 
Vorteile des erfolgreichen Angebots sowie den Namen des erfolgreichen Bieters. 

Nach § 39 Abs. 1 VgV übermittelt die Vergabestelle spätestens 30 Tage nach der 
Vergabe eines öffentlichen Auftrags oder nach dem Abschluss einer Rahmenvereinbarung 
eine Vergabebekanntmachung mit den Ergebnissen des Vergabeverfahrens an das Amt 
für Veröffentlichungen der Europäischen Union. Hier werden auch Name und Anschrift 
des Wirtschaftsteilnehmers, zu dessen Gunsten der Zuschlag erteilt wurde, veröffentlicht. 

Im Falle der Einleitung eines Nachprüfungsverfahrens vor der Vergabekammer hat die 
Vergabestelle nach § 163 Abs. 2 Satz 4 GWB die Vergabeakte der Kammer sofort zur 
Verfügung zu stellen. Dies gilt auch für das Verfahren der sofortigen Beschwerde vor 
dem zuständigen Oberlandesgericht nach § 171 GWB. In diesem Verfahren werden 
personenbezogene Daten ggf. auch an andere Verfahrensbeteiligte weitergegeben. 

Nach Durchführung einer Beschränkten Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb oder 
einer Verhandlungsvergabe ohne Teilnahmewettbewerb jeweils ab 25.000 Euro ohne 
Umsatzsteuer werden für die Dauer von drei Monaten über jeden so vergebenen Auftrag 
der Name des beauftragte Unternehmens oder der natürlichen Person bekanntgegeben. 

Recht auf Auskunft, Berichtigung, Löschung, Einschränkung der Verarbei-
tung personenbezogener Daten: 
Diese Rechte ergeben sich aus Artikel 15 bis 18 DSGVO 
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Recht auf Auskunft 
Es besteht ein Recht auf Auskunft der von der Vergabestelle verarbeiteten personenbe-
zogenen Daten. 

Recht auf Berichtigung 
Es besteht ein Recht auf Berichtigung, sofern die den Bewerber/Bieter betreffenden An-
gaben nicht (mehr) zutreffend sind. Unvollständige Daten können vervollständigt werden. 

Recht auf Löschung 
Es besteht grundsätzlich ein Recht auf Löschung der personenbezogenen Daten. Der An-
spruch hängt jedoch u.a. davon ab, ob die Daten noch zur Erfüllung der Aufgaben benö-
tigt werden (s.a. Dauer der Speicherung). 

Recht auf Einschränkung der Verarbeitung 
Es besteht ein Recht, eine Einschränkung der Verarbeitung der Daten des Bewerbers/Bie-
ters zu verlangen, sofern nicht ein wichtiges öffentliches Interesse dem entgegensteht (z.B. 
wirtschaftliche Verwendung von Haushaltsmitteln). 

Recht auf Widerspruch 
Es besteht das Recht, aus Gründen, die sich aus der besonderen Situation des Bewer-
bers/Bieters ergeben, der Verarbeitung der diesen betreffenden Daten zu widerspre-
chen, sofern nicht ein überwiegendes öffentliches Interesse oder eine Rechtsvorschrift dem 
entgegensteht (z.B. Durchführung eines Vergabeverfahrens). 

Beschwerderecht bei der Datenschutzaufsichtsbehörde 
Die zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde im Land Mecklenburg-Vorpommern ist: 

Der Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit M-V 

Werderstraße 74a 

19055 Schwerin 

Hierhin sind etwaige Beschwerden zu richten, sofern die Auskunft gebende Behörde ihren 
Pflichten nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen ist. 

Eine Informationspflicht bei der Erhebung personenbezogener Daten bei Dritten (bspw. 
Eignungsnachweise dritter Personen) besteht nach Artikel 14 Abs. 5 Buchstabe c) DSGVO 
nicht, da die Datenerhebung im Rahmen des Vergabeverfahrens ausdrücklich geregelt 
ist und dort zum Schutz der Interessen der betroffenen Personen eine vertrauliche Be-
handlung der Daten vorgesehen ist (§ 55 LHO M-V, §§ 97 ff. GWB, §§ 5, 8 VgV, §§ 3, 
6 UVgO). 

Weitere Informationen können Sie dem offiziellen Internetauftritt der Vergabestelle so-
wie dem offiziellen Internetauftritt des „Landesbeauftragten für Datenschutz und Infor-
mationsfreiheit M-V unter www.datenschutz-mv.de entnehmen. 

 
 


